
Kapitel schreiben. Deshalhb die rage sechs: Sind die katholischem Überhang. Das> mögen vordergründige 5Sym-
Zeichen eklatanter Intoleranz nıcht auch Ausdruck eines senin. Der Mangel Mut zu sıch selbst manıfestiert
noch nıcht überwundenen Inferioritätsgefühls? Dıieses sıch schon 1n tieteren Schichten katholischer Diskussion: ın
scheint sıch einmal nach außen Luft machen; eın ander- der Weıse, w1ıe in  3 nach der eigenen Existenzberechtigung
mal wendet es sıch nach innen: einmal die Bischöte, fragt; in den vielen „Nochs“ („Braucht die Gesellschaf*
die den Ausbruch A2US dem vielzitierten (Getto verhindern, noch ıne Kirche?“) un „ Warums“ („Warum WIr noch in
oder das Milieu, das siıch die gewünschte Oft= der Kırche bleiben?“). Hıer zeigt sıch neben der nNnotwen-
NUunNns Sperrt, oder umgekehrt diejenigen, die siıch digen Reflexion über das eigene theologische un gesell-
dezıidiert für ıne solche Öffnung einsetzen. schaftliche Fundament doch auch ein Mangel Vertrauen

1N die Wıirkkraft des Evangeliums, die ıcht selten seiner
Fehlt der Mut Zzu sich selhbst? Verkürzung führt.

Warum, könnte mMa  $ meınen, fällt es den deutschen Ka- Angesichts dieses schleichenden un die Vitalität katho-
tholiken schwer, ıhre iınneren Kontroversen sachlich und ıschen Lebens bei Amtsträgern, Kritikern, Bremsern un:
loyal auszutragen, miıt einem Schuß Liberalität, der christ- Vorandrängern hemmenden Kleinmuts ware für Ka-
licher Lebenshaltung durchaus ansteht? Soll dies gerade tholiken sıcher hilfreich, auch einmal fragen, ıhre
dem glaubenden Menschen, der VO  ; der Erkenntnis der Chancen lıegen. Im Bereich der mitmenschlichen Hılfe VO  —
Souveränıtät Gottes 1M Reich der Menschen lebt, unmög- der Lebenshilfe, VO Gruppe Gruppe bis hın ZU:
lich sein? der 1St dieser Glaube ıcht doch sehr VO  3 Dienst der polıtischen Gemeinschaft, sınd die Chancen
eigenen subjektiven Weltbildern un Lebensgewohnheiten unbegrenzt. urch die überaill hereinbrechende Sınnkrise,
überlagert, die NUur vermeintlich mıt katholischer für die die Flucht in ideologische Sıcherungen bis hinein in
Überzeugung tun haben? Deshalb die rage sieben: (3€- die politischen Programme kennzeichnend ISt, bringt auch
bricht 6S den Katholiken, die einerseıits anpassungsfreudig einer 1mM Glauben wurzelnden Lebensform, neue Chancen,
sıch den Trends der eıt fügen, die andererseits aber — verstanden werden. Gemeinden, Gruppen un ewe-
einanderreiben un ınnerkatholische Schwarzweißmalerei gunNnscn haben 1er eın weıtes Arbeitsfeld VOT sıch Es kann
betreiben, nıcht einfach Mut sıch selbst? Gefühle nıcht beackert werden durch einen Katholizismus, der Le-
alter Unterlegenheıit A2US der Emanzipationszeıt brechen bensgewohnheiten katholischen Unterscheidungsmerk-
noch gelegentlich durch Die langjährıge Debatte über das malen macht; noch durch einen Katholizismus, der 1n der
katholische Bildungsdefizit war sehr aufschlußreich, weıl Konkurrenz ideologischer Angebote blofß mıtmıiıscht. 1ılf-
dabe; hauptsächlich NUuUr die Nachteile der berufs- und reich 1St hier 1Ur eın Dienst der Gesellschaft, der als
bildungsspezifischen Schichtung der Katholiken 1im Ver- Lebenstorm Aaus dem Glauben ebenso werbende wWw1e€e hel-
yleich ZuUur Gesamtbevölkerung gesehen wurden, aber nıcht fende Begleitung w1e auch Dienst des Widerspruchs se1in

ann Seeberauch die Vorteile VO  3 soz1i1alen un: Bildungsberufen mıiıt

Meldungen AMX$ Kiırche UuN Gesellschafl
Der Referentenentwurf Reform des I  s
Seit dem Spätherbst 1971 hat sıch die men und 15 Enthaltungen) den Pärteitags mit der KN  > (19 11 71)
Auseinandersetzung die Reform Reterentenentwurf des Mınısteriums In diesen verteidigte Jahn die Sub-
der Strafbestimmungen über den und für die sSoß Fristenlösung (vgl des Referentenentwurfs
Schwangerschaftsabbruch 1N der Bun- Einwände AUuUSH  ‘9 September 1970, 435 Z.wi- entgegengesetzten
desrepublik zugespitzt. Verschiedene schendurch kam auch eın Diskussions- Rıichtungen. Es hel auf, da{iß der Mı-
orgänge signalisieren ıne 1NECUEC beitrag aAuXs der CDU, die sıch offen- nıster seinen Standpunkt im „Spie-
Phase Ende Oktober wurde der KD bar MmMiIt einem eigenen Gegenentwurf gel“-Interview konsequenter, wWenn

ferentenentwurf des Bundesjustiz- zurückhält. Die Opposıtion ” veran- auch kaum standfester als gegenüber
minısteriums bekannt. Dieser Ent- staltete Anfang November 1ne Fach- KN  > verfocht. Zur KN  > sprach
wurf, der gegenwärtig den Länder- tagung über den 218 Aaut bereits VO  — „anderen denkbaren Lö-
Justiızverwaltungen ZUr Begutachtung „Deutschland-Union-Dienst“ sungen“, als s1e der Referentenent-

wurf vorsieht. Er dachte dabei aumvorliegt, passıerte Anfang November 7/1) hielt die überwiegende Mehrheit
1n einem ersten „Probedurchgang“ der Teilnehmer die Fristenregelung die Fristenlösung, ohl aber
mıiıt „leichter“ Mehrheit das Bundes- für verfassungswidrig, plädierte Je- ine Erweiterung der sozialen Ele-
kabinett. Vom 18 bis 20 November doch für ine erweiterte Indikatio- ınnerhalb des Indikationen-
folgte der außerordentliche S$PD-Par- nenlösung (bei größten Vorbehalten modells oder die Einführung der
teıtag in Oonn. Dieser setzte das gegenüber der SOB. genetischen Indi- soz;jalen Indıkatıon, die u.,. der
Thema den Wıillen der Partei- katıon). In dieselbe eıt tallen Zzwel Bundesgesundheitsminister, Tau
führung auf Inıtıatıve einzelner Be- Interviews des Bundesjustizministers Strobel, auf dem SPD-Parteitag Ver-
ziırksverbände auf die Tagesordnung Jahn das VO  3 Anfang No- focht. Eın Diskussionsbeitrag des
un entschied sıch mIit überwältigen- vember M1t dem „Spiegel“ 8 11 Bundesjustizministers 1m ZDF (28
der Mehrheit (bei DUr Gegenstim- 7A08 das zweıte Beginn des SPD- 7/1) deutet iın die gleiche Rıichtung.
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Angesichts dieser Trends meldete sich Eingriffe oder andere Behandlungen natsfrist wird damıt begründet, daß
(morning-after-pill, Intrauterinpes- bestimmte ChromosomenanomalienAnfang Dezember nochmals der Ge-

schäflsführende Ausschuß des ZdK sare), dıe die Eıinnıistung des befruch- (Erbkrankheiten) erst urz VOTL dem
Wort, wandte sıch Berufung 1eSs verhindern, fallen ıcht Ablauf dieser Frist mi1t Sicherheit

auf Art Abs des energisch ter die Bestimmung des 218 Wei- festgestellt werden können.
die Fristenlösung, sprach sıch ter spricht sıch für generelle Strat- Die kriminologische Indikation 1St 1n

für eine Indikationsregelung auS, treiheit für Schwangere vier Fällen vorgesehen: bei sexuellem
wollte. diese „auf den Konflikt ZW1- Jahren AaUuS, und ZW ar MI1t medizın1ı-

scher Begründung in orm einer „SC-
Mißbrauch von Kindern (vgl auch

schen dem ungeborenen Leben und die „generalisierte medizınische Indıi-
dem Leben der Mutter“ begrenzen neralisierten medizinischen Indika- kation“), im Falle einer Vergewalti-(ZdK-Mitteilungen, 7/1) t107  FÜ Für Mädchen Jahren gung, bei sexuellem Mißbrauch Wı-

sSe1 eıne Schwangerschaft ineEnde November 1971 überraschten derstandsunfähiger und 1mM Falle
die Wickert-Institute miıt einer Um- ernste Gefahr körperlicher oder A künstlicher Samenübertragung, wenn

trage, bei der 73 0/9 der Frauen sıch chischer Fehlentwicklung. Damıt diese ohne Einwilligung H-weicht VO  — der Mehrheitsmeinung InNeN wiırd.für das Fristenmodell aussprachen. der Frauenaäarzte ab, die sıch bei einerWenige Tage spater (FAZ, Z Von den Indikationen abgehobenwurde 1ne parlamentarische Inıtia- Umfrage /3 9/9 eine feste
Altersgrenze ausgesprochen haben wırd die Tötung des Kindes ın der

tive der FDP angekündıgt mıt dem Geburt ZUuUY KRettung der Mutter. Sıe
Ziel, gemeiınsam miıt dem eıl der Außer diesen Abgrenzungen sieht der 1st 1m Falle akuter TodesgefahrSPD-Abgeordneten, die ftür das Fri- Entwurf drei Indikationen VOTL:? die tAatftfet. Die gesonderte Regelung,

diestenmodell eintreten, eiınen Gegen- medizınische, SOß. genetische die das geltende echt in der Sache
entwurtf Referentenentwurf VOI- (kindliche oder eugenische) un die nıcht verändert, wird damıt begrün-zulegen. urch die gewiß anzweıtel- 505 kriminologische (ethische) 1le det, daß die Tötung des Kiındes ın
baren Umftrageergebnisse (vgl drei unterliegen unterschiedlich dehn- der Geburt eın Schwangerschafts-
August 1971, 365), die sıch bald als baren Abgrenzungen un verschiede- abbruch 1St Sıe müuüsse deshalb den
Manıipulation eNtPUppfkenN : un die NCNn Fristen. Tötungsdelikten 1mM ENSCICH Sınne
Gegeninitiative der FDP wırd die Medizinisch 1St eın Schwangerschafts- zugeordnet werden.
Diskussion och mehr angeheizt wWer- abbruch dann indıiziert, WeNnn eineden und beträchtlichen, vermutlich Gefahr für das Leben oder einer „Flankierende Maßnahmen“
unguten Spannungen bıs hinein in
den Wahlkampf 1973 führen. schwerwiegenden Beeinträchtigung Dıie Reformpläne des Mınısteriumsdes esundheitszustandes der
Ob sıch die Anhänger der Gegenin- Schwangeren besteht un WeNn diese gehen davon AUS, daß dem Phäno-
itl1atıve auch durchsetzen können, 1St Gefahr auf keine andere zumutbare men der Abtreibung MItTt straftfrechrtli-

chen Mitteln allein nıcht begegnetindessen mehr als ungewiß. Bundes- Weiıse abgewendet werden annn Die
anzler Brandt hatte auf dem SPD- medizinische Indikation 15t zeıitlich werden annn Deswegen sollen sıch
Parteitag vorbeugend erklärt, die nıcht befristet. Der Abbruch mu{fß die mıtbetroftenen Mınısterijen (Ge-

sundheitsminıster1um, Sozialministe-Fristenregelung werde „voraussicht- nach den Erkenntnissen der medi7zi- rı1um) 1mM Einvernehmen mMiıt demlich“ keine Mehrheit 1im Bundestag nıschen Wiıssenschaft Berück-
finden Die politische Auseinander- sichtigung der Dauer der Schwanger- Bundesjustizminısterium flankie-
SEIZUNG ım vorparlamentarischen rende Maßnahmen bemühen. ınechaft durchgeführt werden. Der Ab- enthält der ReferentenentwurfRaum wird siıch zunächst trotzdem bruch soll „ früh WIe möglıch“ (beiauf die Alternative Fristenmodell psychischen Störungen 1n der Regel selbst, iındem CTr die Sterılisation
Indikationenlösung konzentrieren: Nur während des ersten Drittels der weitgehend freigıbt. ine medizinısch
doch dürfte sıch die Reform 1n der einwandfrei VOrTSCHOMMENC Sterili-Schwangerschaft) durchgeführt WeTI- sat1ıon iSt straffrei, wWeNnNn die betrot-Phase der parlamentarischen Abstim- den In spateren Stadien se1l eın Eın-
Mung auf die Entscheidung zwischen oriff 1Ur noch in besonders schwer- fene Person zugestimmt hat und mın-

destens 25 Jahre alt ISt Be1 Perso-einer 1m Eftekt der Fristenlösung wiegenden Fällen geSTAaLLEN. nen 25 Jahren ist die Sterilisa-nahekommenden maxımalen oder
tion stratfrei: wenn bei einer raueiner begrenzten, Juristisch strikt DC- Der Fall einer genetischen (kindli-

faßten, aber ebenfalls erweıterten In- chen) Indikation ist gegeben, wenn Gefahr für Leben oder esundheit
„dringende Gründe“ für die An- besteht; wenn eine Trau mındestensdikationenlösung zubewegen. nahme sprechen, daß eine ıcht be- vier Kinder geboren hat; wenn

Das Indikationenmodell des hebbare Schädigung des Embryos zunehmen 1st; daß erbgeschädigte
Referentenentwurfs vorlıegt. Die vermufetfe Schädigung Nachkommenschaft ZUuUr Welt ame

mu{flß schwer wıegen, daß die OFrt- un: die Tau mındestens 18 Jahre alt
Angesichts dieser voraussehbaren SeEtzUNg der Schwangerschaft VO  — der ist Für den Ehemann der betroffenen
Entwicklung verdient der Referen- Schwangeren „Nıcht verlangt werden rau gilt das gleiche. Im Unterschied
tenentwurt eıine besonders aufmerk- annn Der Eingriff muß in den Er- ZU Schwangerschaftsabbruch wırd

die Sterilisation bestimmtenSame Prüfung. Was sieht vor? Vor- sten Wochen der Schwangerschaft
WeS 1n Übereinstimmung miıt durchgeführt werden. Verlangt wird Voraussetzungen als legitımes Mittel
der überwiegenden Auslegung des eine SCNAUC Abwägung der Wahr- der Familienplanung anerkannt. Die
geltenden 218 fest: Die Schwanger- scheinlichkeit. Eingriffe ohne AaUS- Begründung: wiırd eın außerhalb
schaft beginnt, „sobald die Eınnıstung drückliche Zustimmung der Schwan- der Betroftenen lıegendes Rechtsgut
des befruchteten 1es ın der Gebär- Nn sind 1n diesem Fall ausnahms- verletzt. Deswegen soll die Sterili-

los untersagt. Die Füntfeinhalbmo-utfter abgeschlossen ist “ Operative sat1ıon 1r 25 Jahren nıcht Indikg.-
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tiıonen gebunden werden. In den Er- sundheitszustandes“. Psychische Fak- Begutachtung: Sıe oll nıcht offiziel-
läuterungen den Bestiımmungen werden in gleicher Weise be- len Gutachterstellen, sondern nach
über die Sterilisation erkennt INa  Z rücksichtigt w1e körperliche Krank- Schweizer Vorbild einzelnen Ärzten,
die Absicht des Entwurfs, die Zahl heiten. urch ıne Hıntertür finden aber nıe VO  _ Fall Fall, sondern
der Abtreibungen präventıv eiINZU- zusätzlıch soz1ıale Kriterijen Eıngang: generell übertragen werden. Dıie Be-
dämmen. Diesem 7Ziel sollen noch denn bei der Beurteilung des Gesund- türworter der Fristenlösung lehnen
ere Mafßnahmen dienen: der Aus- heitszustandes sollen auch „dıe SC- die Begutachtung: mit dem Vorwurf
bau der Familienberatung, die Auf- genwärtigen und künftig er- der „Fremdbestimmung der TAau
klärung über die gyee1gneten un: wartenden Lebensverhältnisse der Sanz ab Ihre Argumente siınd leicht
dizınısch verträglichen Verhütungs- Schwangeren“ berücksichtigt werden. widerlegt, wWwWenn in  3 Rechts-
mıittel, die Erleichterung des Zugangs Darunter fallen auch die Lebensver- schutz für das werdende Leben

diesen Mitteln. Als sozialpolitische hältnisse der Famlıulie. Es bestehen grundsätzlıch testhält. ber dem In-
des EntwurtfsMafßnahme 1mM eigentliıchen Sınne ISt 7zudem Pläne, den Indikationenkata- dikationenkatalog

. eın 50 Baby- Jahr für dıe log erweitern: doch schon der droht Mißbrauch, wenn nıcht dafür
Mutltter gedacht, das iıhr für die Ren- jetzıge Entwurtf optiert nıcht für ıne gesorgt wırd, da{fß die arztlichen

eın medizinische, sondern de factotenversicherung ohne Beitragszah- Gutachter neben der psychologischen
lung angerechnet wird. ine flankie- für ine medizinisch-soziale Indika- Unabhängigkeit auch dienötige Sach-
rende Mafßnahme 1St auch die 1 t10N. Die eın sozjale Indikation wiıird kenntnis für die in rage kommende
Zuge der Steuerretorm vorgesehene ZWAar abgelehnt; das Leben se1 Indikation besitzen. Ertordert 1St
Erhöhung des Freibetrags für allein- seiner selbst willen schützen, — nıcht 1Ur medizınischer, sondern auch
stehende Personen mi1t Kindern. Mı- 71ale Konflikte müßten mi1t soz1alpo- Juristischer Sachverstand. ıcht
nıster Jahn vab 1ın seinem A-In- litischen Mıtteln gelöst werden. ber übersehen Ist. daß 1m Falle der medi-

zınısch-sozialen Indikation der medi-erview den sozialpolitischen Hılfen IN  a fragt sıch, ob das Bekenntnis
den Vorzug gegenüber dem Straf- ZU Schutz des Lebens Seiner zinısche Gutachter mit Sachfragen
recht. Wıe weıt INan ıhre Wirkung selbst willen noch überzeugt, wenn („soziale Verhältnisse“) konfrontiert
überschätzt, wurde nıcht gefragt. wiırd, tür deren Beurteilung fach-„neurasthenische Entwicklungen mıt

ständigen Versagenserlebnissen“ und lıch nıcht zuständıg 1St Dies annn Je
Was umstritten ist psychoneurotische Persönlichkeits- nach Eıinstellung weıterem Miß-

verbiegungen“ für die medizinische brauch führen. Der vorgesehene FEın-
Umstritten siınd weder die soz.ialen Indikation ausreichen. Außerdem zelgutachter 1St eın ausreichender
Begleitmaßnahmen noch die grund- werden viele soziale Elemente in Ersatz für die bisher üblichen Cut-
sätzliche Reformbedürftigkeit des die medı:zinısche Indikation hinein- achterstellen, für deren Beibehaltung218 Uneıns 1St INnE  3 sıch höchstens
darüber, welchen VO  e beiden der Ze1t- verpackt, dafß 1m Ergebnis 1ne —- sıch 89,7 0/9 der Frauenärzte duUSSC-

71ale Indikation herauskommt, NUur sprochen haben ber VO Gutachter-
ıche Vorrang gebührt. Indessen mıiıt dem Unterschied, daß diese —_ problem abgesehen, ine möglıichstbleibt der Entwurt als SaNzZCr un präzıse Fassung der Einzelindikatio-
1n Einzelbestimmungen kontrovers. präzıse umschrieben wird und des-
Von den Befürwortern der Fristen- SCHhM Anlafß Mißbrauch zibt 1enNn 1St dringlicher als der Ausschluß

elıner bestimmten Indikation. Es fragtregelung wiıird grundsätzlıch abge- Unter dem Gesichtspunkt möglıchen sıch deshalb, ob INan beispielsweiselehnt Ihnen halten die Urheber des Mißbrauchs mu{fß auch die Strafbe-
MESSUNS gesehen werden. Der Ent-

auf katholischer Seılte zut beraten
Entwurfs mMIt echt en: das

wurf beläßt 1m Falle der Bestra- ISt, wenn INa  a sıch (unter straftrecht-
Fristenmodell tühre praktisch ZUuUr liıchen Gesichtspunkten) jedevollen Freigabe des Abbruchs oder fung Dsıtter beim jetzt geltenden Ausweıtung des Indikationenkatalo-

mındestens ZUr weıteren Schwä- Strafmaß, aber das Strafma{f 0gs über die medizinısche (mütter-chung des Bewußfstseins VO  $ der für die Schwangere celbst estark herab lıche) Indikation hinaus sträubt (wıeSchutzbedürftigkeit des werdenden (Freiheitsstrafe bis Z7Wel Jahren der des ZdK) oder unbesehenLebens bei Sıe bestehen echt oder Geldstrafe) un sieht 1M Falle
darauf, da{fß für die Dreimonats- „besonderer Bedrängnis“ Straffreiheit (wıe der Diözesanrat der Erzdiözese

frist Freiburg, vgl KNA, 71) diekeine biologisch-medizinisch VOT Jahnsche Varıante der medizinıschen
plausıblen Gründe 1Dt, daß miıt der Indikation akzeptiert.generellen, WeNn auch zeıtlich be-

Umstritten iSt auch die vorgesehene
Freigabe der Schwanger-schaftsabbruch als en Mıttel der (se-

burtenregelung mıiıßdeutet werden
an  e

Die riesterfrage s österreichischer 1C
Doch Wwlieweıt garantıert der Entwurf We1 Monate nach der römischen Bı- latıon zwiıischen dem Echo auf die
selbst den Schutz des Rechtsgutes schofssynode könnte MIt Recht eine Synode un: den bis ıhrem Begınn
werdenden Lebens ıcht 1Ur prinzi- AÄAntwort auf die rage erwartet WeTl- festgestellten Trends einıges über Wır-
piell, sondern taktisch? Seine Gren- en, welchen Einflufß dieses gesamt- kung oder Wirkungslosigkeit Uu-

tenzen lassen sıch Beıispiel der medi- kirchliche Ereıignis auf die Sıtuation
zınıschen Indikation (nach Schätzun- des Priesters un des Priesternach- Ende September 1971 konnte inNnall
SCH 90 0/9 aller Fälle) besten wuchses 1n Osterreich yehabt hat einen ersten Überblick ber die Neyu-
nachweisen. wWwar lıegen weder Umfragen noch eintritte 1n die österreichischen YLE-
Der Entwurt bedient sıch eıner sehr statistische Details AUS dieser eıt- stersemıunare gewınnen. AmVorabend
weıtläufigen Beschreibung des „Ge- der Bischofssynode stellte sıch heraus,SPanne VOTL, doch äßt siıch aus der Re-


